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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung 
beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Ausschluß 
des Umtausches und der Bareinlösung außer Umlauf 
gesetzter Postwertzeichen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. März 1950 
beschlossen, gegen den ihm gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes zugeleitcten Entwurf Einwendungen nicht zu erheben. 

Dr. Adenauer 
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Entwurf eines Gesetzes 

Über den Ausschluß des Umtausches und der Barein- 
lösung außer Umlauf gesetzter Postwertzeidien 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ein Umtausch oder eine Bareinlösung der durch die 9. Durch- 
führungsyerordnung zum Währungsgesetz vom 8. September 1948 
(Öffentlicher Anzeiger 1948 Nr. 17 Seite 1) außer Umlauf gesetz- 
ten Postwertzeichen findet nicht statt. 

§ 2 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 



Begründung 


Durch die 9. Durchführungsverordnung zum Währungesetz sind 

a) Die Postwertzeichen der im Zeitpunkt der Währungsreform 
gültigen Ausgaben, deren Wert in Deutsche-Mark-Währung auf 
ein Zehntel des in Reichsmark oder Reichspfennig ausgedrückten 
Nennbetrages festgesetzt worden ist und 

b) die mit dem Posthorn-Überdruck versehenen Postwertzeichen 
der gleichen Ausgaben 

außer Umlauf gesetzt worden. Die noch in den Händen der Post- 
benutzer befindlichen Postwertzeichen dieser Arten konnten daher 
von den in der 9. Durchführungsverordnung zum Währungsgeseti 
angegebenen Zeitpunkten ab zum Freimachen von Postsendungen 
nicht mehr verwendet werden. 

Durch das vorstehende Gesetz sollen die sich aus dieser Tatsache 
ergebenden Rechtsfolgen geregelt werden. Eine besondere gesetz- 
liche Regelung ist erforderlich, weil § 50 Absatz III der Post- 
ordnung von 30. Januar 1929, der einen Umtausch der außer Um- 
lauf gesetzten Postwertzeichen gegen gültige vorsieht, nicht an- 
wendbar ist. § 50 Absatz III a. a. O. bezieht sich nur auf den 
Fall des normalen Wechsels von Postwertzeichenserien, wie er 
von Zeit zu Zeit aus rein postalischen Gründen vorgenommen 
wird. Diese Vorschrift ist aber nicht anwendbar, wenn Post- 
wertzeichenserien nicht durch eine Maßnahme der Post, son- 
dern — wie hier — durch die Alliierte Bankkommission im Zuge 
der Durchführung der Währungsumstellung außer Umlauf ge- 
setzt werden. In derartigen Fällen bedarf die Frage, ob ein Um- 
tausch oder eine Bareinlösung stattzufinden hat oder nicht, einer 
besonderen gesetzlichen Regelung. Diese Regelung hat so zu 
erfolgen, daß der Zweck der Maßnahme, durch die die Post- 
wertzeichen außer Umlauf gesetzt worden sind, nicht gefährdet wird. 
Die 9. Durchführungsverordnung zum Währungsgesetz hatte den 
Zweck, Währungsschiebungen, die mit den genannten Postwert- 
zeichen durchgeführt werden könnten, und im großen Umfange 
durchgeführt worden sind, zu unterbinden. 

Diese Währungsscliiebungen wurden dadurch ermöglicht, daß die 
Währungen in der Ostzone und in dem Westsektor von Berlin 
nicht gleichzeitig mit der im Vereinigten Wirtschaftsgebiet neu 
geordnet wurden. Dadurch konnten mit RM-Beträgen, die im 
Vereinigten Wirtschaftsgebiet nicht abgeliefert worden sind, in der 
Ostzone und in Berlin Postwertzeidien für Reichsmark gekauft 
und im Vereinigten Wirtschaftsgebiet als DM-Werte in den Ver- 
kehr gebracht werden. Ferner sind auch in einem sehr großen 
Ausmaße kurz vor dem Währungsstichtag bei den Postämtern 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes für Reichsmark Postwert- 
zeichen gekauft worden, um auf diese Weise über den Kopfbetrag 
hinaus RM-Beträge in Deutsche Mark umzuwandeln. 

Auf Grund der Lage, die sich in Berlin durch die besondere Wäh- 
rungsreform in den Westsektoren ergeben hat, war es möglich, in 
Berlin gegen Ostgeld Posthornüberdruckmarken zu erwerben, die 
nicht nur in den Westsektoren Berlins, sondern auch im Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiet gültig waren. Auch diese Tatsache er- 
möglichte umfangreiche Währungsschiebungen. Auf illegalem Wege 
wurde Westmark gegen Ostmark (Verhältnis 1:4) umgetauscht. 
Mit diesen Ostmarkbeträgen wurden in Berlin Posthornüberdruck- 
marken erworben, diese — wiederum auf illegalem Wege — • in 
das Vereinigte Wirtschaftsgebiet verbracht und dort zum vollen 
DM-Nennwert in den Verkehr gesetzt. Diese Transaktionen wur- 
den nicht nur in großem Umfange von Grenzgängern durchge- 
führt, sondern Berliner Firmen haben sich sogar schriftlich mit 
derartigen Angeboten an Firmen im Vereinigten Wirtschaftsgebiet 
gewandt. 
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Durch diese Maßnahme wurde die Verpflichtung zur Ablieferung 
sämtlicher Altgeldbeträge und das zum Schutz der neuen Währung 
erlassene Verbot des Umtausches von Westmark gegen andere 
Währungen und des Verbringens von Deutscher Mark nach Berlin 
umgangen. Ferner mußten diese Transaktionen schwere finan- 
zielle Verluste der Deutschen Post im Vereinigten Wirtschafts- 
gebiet zur Folge haben, da die Deutsche Post im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet auf Grund dieser Postwertzeichen in Deutscher 
Mark zu berechnende Dienste zu leisten hatte, ohne einen Gegen- 
wert dafür zu erhalten. Um diese Transaktionen wirkungslos zu 
machen, wurden diese Postwertzeichen durch die Alliierte Bank- 
kommission außer Umlauf gesetzt. 

Dieser Sinn und Zweck der 9. Durchführungsverordnung zum 
Währungsgesetz würde aber vereitelt werden, wenn man jetzt 
einen Umtausch oder eine Bareinlösung der außer Umlauf ge- 
setzten Postwertzeichen zulassen würde, da dadurch die außer Um- 
lauf gesetzten Postwertzeichen wieder den wirtschaftlichen Wert 
gültiger Marken erlangen würden oder unmittelbar in DM-Be- 
träge umgewandelt werden könnten. Demgemäß kann durch 
die gesetzliche Regelung weder ein Umtausch noch eine Barab- 
lösung zugelassen werden. Vielmehr mußte die Regelung so er- 
folgen, wie es der Gesetzentwurf vorsieht. 

Schutzwürdige Interessen Dritter werden im übrigen durch diese 
Regelung nicht verletzt, da von der Verwaltung für Post- und 
Fernmeldewesen — • besonders bezüglich der Posthornüberdruck- 
marken — rechtzeitig zu wiederholten Malen durch Presse und 
Rundfunk vor dem Ankauf einer den laufenden Bedarf über- 
steigenden Menge von Postwertzeichen gewarnt und darauf hin- 
gewiesen worden ist, daß die fraglichen Postwertzeichen nur eine 
kurze Zeit gültig sein werden und daß ein Umtausch nicht vor- 
gesehen ist. 
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